
davon ab, WwIıe hoch sıch der Gesamtaufwand der Zu cısten-B. wurde das Landesentschädigungsamt ın Stuttgart
tto Küster Staatsbeauftragter für die Wiedergut- den Entschädigung eliaulen wird, der ursprüngliıch auf

machung st) der Fall eines jJüdischen Emigranten gestellt, Miılliarden Dl geschätzt wurde, aber voraussıchtlich unter
der eine- Haftentschädigung für die eıt ım anghai- dieser Summe leiben wird.

Aus Allgemeine Wochenzeitung der uden, Nr. VOCGhetto beanspruchte. Irotz eiıner unvermeidlich lang 1U$-

gedehnten Korrespondenz mit angha! rauchte dieser Fall und Nr. —e Vom 54.)
E 1( Monate (vgl In ahnlıcher Weise gewährte
das Landesentschadigungsamt ın Karlsruhe ine Haltent- 7/3) undestag und Bundesrat individuellen Wiedergut-
schädigung von 4 050.— Julı 19 ıne machung
Witwe, die hren Antrag prı 1959 stellte. Andere Angesichts der Krise der Wiedergutmachung, durch ussche1den
e, einschließlich des Falles e1nes Mannes, dessen rech- der nitiativgebenden Arbeıt echtsanwal Küster roht, und
tes Bein BCH medizinisch unmenschlicher Bedingungen der Unkenntnis, die über drängenden ufgaben errscht, rıngen
abgenommen werden mußte, wurden schnell und efried:- Wwir der Großen Änfrage der SPD-Fraktion rezien! Rechtsuerord»

gend erledigt. erwaltungsvorschriflen Ausführung des Bundesentschd-

Wenn Deutschland se1ine moralische Verpflichtung, d pfer Sitzung Bundestages 3, 532/33)
digunzsgescizes folgenden uszug dem roto! der s22,

des entschädigen, rfüllen wunscht, dann muß den
böswilligen und vorsätzlichen Verschleppungsversuchen eın  . Die Anfrage befaßt sıch miıt einem Kapitel, > dem man
Ende gesetzt werden. Die miıt der Wiedergutmachung be- eigentlich annehmen sollte, daß heute, re nach dem
auftragten Beamten mussen nıcht Nnur den Buchstaben e1nis Zusammenbruch des nationalsoz:alistischen Staates der Ver-
außerordentlich schwierigen Gesetzes kennen, sondern in gangenheıt angehört. an muß dabei darauf hinweisen, daß

das BEG angesichts des Fehlens der Rechtsverordnungendem Geist andeln, dem jeder eutsche Politiker mit einem
echten Sınnn ur Verantwortung Ausdruck erlich (s, 4 eigentl; seiınen Sinn verloren hat. Wenn der letzte Bundes-

tag übersturzt dieses Gesetz ANSFCNOMME| hat, dann doch
deshalb, un wenigstens Zu iınem Teil mıt der Wiedergut-7/2) D  X än den deutschen Bundeskanzler machung praktisch arbeiten können: denn bısher wurde

Eine Gruppe ehemaliger eutscher, die heute ın den UJer- die Wiedergutmachung den einzelnen Ländern auf Grund
einıgten Staaten leben, hat ıne Denkschrifl den deut- ü  O Ländergesetzen, Besatzungsgesetzen VOrFeNOMMEN.
chen Bundeskanzler gerichtet. Das große Elend, ın dem Das Fehlen der Rechtsverordnungen ist besonders tragisch

besonders viele Angehörige der Gruppe der freien und angesichts der eutung der in Frage stehenden orschrıf-
selbständigen erule den verschiedenen Ländern efin- ten. Schauen WIC- uns einmal 8 WwWäs dıese Paragraphen bzw.
den, kommt ın den fast Unterschriften der Betrolle- ıtel des Gesetzes, beinhalten Die (wurde
DECN, denen ıhr früherer und jetzıger Beruf beigefügt ist, vom undesra ANSCHNOMINCN. Hierzu sınd dıe Ver-
ZUum Die Unterschrifiten ım wesentl;chen tıeter der Verfolgtenorganisationen nıcht gehoört worden) und

Nordamerika und England In dem ersten Nachtrag, des Gesetzes gehören II Zweiten Abschnitt, Ersten ıte.
den der Überbringer der Denkschrift, Dr. Brunog Weil der Schaden cDen, Körper, Gesundheit und Freiheit: auf die-
Präsident der ‚„AxXIis Victims League’, Dr. äaffer über- Schäd: beruhen größten Teil die Rentenansprüche
reichte, sınd weiterhin uüber IN0 amen enthailten, dıe über- alter Leute und Witwen, die waäahrend der Zeit von 1933 bıs
wiegend anderen Ländern, Wwıe  D4 Brasilien, Uruguay, der 1945 Schaden erlıtten aben, und die nıcht mehr der Lage
Schweiz und Frankreich Zum Mal sind auch siınd, sclber erhalten. Zum großen” Teil andelt es
Unterschriften der Bundesrepublik Deutschland die- sıch d un Leute, die heute bereits 70, Lebensjahr
sem Nachtrag enthalten. überschritten haben. Das macht die inge um so tragıscher.
Dr. Weil sagte, daf jeder, den zu sprechen Gelegenhei: Wenn die Rentner bei ihren  - zuständıgen ndesbehörden
hatte, Ausdruck brachte, die indıviduellen nter- anfragen, mıiıt der Regelung ihrer Renten Zu rechnen
schriften das Bild der grauenhaften Verwüstung, die der ist, dann ekommen sIe meistens recht lakonische ÄAntworten,
Nationalsozialismus esonders auch den freien und wıe z. B eın alter, 74jähriger Rentner, dem das Bundes-
selbständigen Berulen hervorgerufen hat, erneut diıe Er- arbeitsministerium J .. geschrieben hat „Die echts-
innerung die [A'IIE1. zı el und schnell vVveErgeEISCHNCN verordnungen N die von dem Bundesrat -
Verbrechen wachru: und somiıt eın bleibendes Dokument nehmigt wurden,. Anm. der Redaktion] Abs. S des BEG Vo
des intellektuellen Aderlasses In Deutschland leiben wird. 1953 sind er noch nıcht Da das BEG
„ habe kaum eınen Menschen gesprochen, der nıcht unter den Ländern durchgeführt wird, stelile ‚o  n nen anheım,
den Unterschriften nach ekannten suchte, VGO denen viele sıch VvVon Zeiıt Zeit bei der für Sie zustaändıgen Entschädi-

zu den Zierden vVon Ku:  A und issenschaft, Medizın gungsbehörde dem Stan: der Gesetzgebung erkun-
Juristerei ehörten, und sıe ol auch unt d  1esen digen. Sehr Recht fragt der Mann in einem chreiben,

Unterschriften an! wielange denn als 74jähriger noch eıt hat, „sich Vo  —_ eıt
Weil berichtete, le Reterenten Denkschrift Zu Zeit nad d  lem Stand der Gesetzgebung erkundigen“.

iın allen Teilen studiert und, wıe s;1e versicherten, nter- Da die Regierung nıcht einmal ın der Lage Wärfr, bıs jetzt die
lage der Beratungen der zuständigen Minısteri:en gemacht echtsverordnungen rlassen, glaubt schon Bar nıcht,
aDen. „Dies vorausgeschickt, glaube iıch fl*\ dürfen, : Zu dürfen, einem anderen pitel des BEG eıne
daß eıne Vereinbarung der Länder zustandekommt, Frage Zu tellen. den SN und 0J wird namlich darauf
wonach das Vorschußverfahren in ıberalem Sıinne wieder hingewiesen, daß Kentengesetzgebung noch An das Er-
gehandhabt wird und der Begriff ‚Bedürftigkeit‘ N n ganzungsgesetz angepaßt werden soll. Es dürfte Ja ekannt
verwechseln mit Notlage) weiıt ausgelegt wird DE daß etwa sein, daf eın  H großer Teil der enschen. dıe 1933 verfolgt
am 1, Oktober 1954 der nach y  S 78 eriorderiiche Auf- und hren Stellungen eworfen wurden, auch Schaden
ruf der Berufsschiden und wahrscheinlich eines Te  1  Is der Altersversorgung, in der Invalidenversicherung erlit-
der Vermögensschäden estattnınden wird. R neben den ten haben. D Wirtschaftsratsgesetz gibt diesen Menschen
Vorschüssen an diıe igung der Berufsschiden heran- einen usglei für Zeiıten der Arbeitslosigkeit, nıcht

werden kann: c$ von \linisterialinstanzen aber für Zeiten der Beschäftigung ın geringerer Tätigkeit.
anerkannt worden, die Hödıstsumme vVon DM 000 — Auch hier die Gesetzgebung. Aber die echts-
ale Kapitalabiindung ım Verhältnis Behandlung ande- verordnungen noch nıcht da ind. kann ma  >} es von der Bun-
[er Gruppen, besonders auch der Beamten. völlir unZurei- desregierung N!  cht erwarten. daß der Herr Bundesarbeits-
chend ist. VWie wuit müöglich SCMIM wird. ine Erhöhung mıinıster die notizen Gesetze ZUur Ersänzung acr Sozialzesctze
durdhzusetzen, hängt nach den mır erteilten Ausküntften vorlegt. (Ahnlich stcht Inıe vıiclen anderen drüängenden
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z. B. wurde an das Landesentschädigungsamt in Stuttgart 
(wo Otto Küster Staatsbeauftragter für die Wiedergut-
machung ist), der Fall eines jüdischen Emigranten gestellt, 
der seine • Haftentschädigung für • die Zeit im Shanghai-
Ghetto beanspruchte. Trotz einer unvermeidlich lang aus-
gedehnten Korrespondenz mit Shanghai brauchte dieser Fall 
nur 10 Monate (vgl. o. S. 4). In ähnlicher Weise gewährte 
das Landesentschädigungsamt in Karlsruhe eine Haftent-
schädigung von DM 4 950.— am 17. Juli 1952 an eine 
Witwe, die ihren Antrag am 7. April 1952 stellte. Andere 
Fälle, einschließlich des Falles eines Mannes, dessen rech-
tes Bein wegen medizinisch unmenschlicher Bedingungen 
abgenommen werden mußte, wurden schnell und befriedi-
gend erledigt. 
Wenn Deutschland seine moralische Verpflichtung, die Opfer 
des NS zu entschädigen, zu erfüllen wünscht, dann muß den 
böswilligen und vorsätzlichen Verschleppungsversuchen ein 
Ende gesetzt werden. Die mit der Wiedergutmachung be-
auftragten Beamten müssen nicht nur den Buchstaben eines 
außerordentlich schwierigen Gesetzes kennen, sondern in 
dem Geist handeln, dem jeder deutsche Politiker mit einem 
echten Sinn für Verantwortung Ausdruck verlieh (s. o. S. 4). 

• 7/2) Denkschrift an den . deutschen Bundeskanzler 

Eine Gruppe ehemaliger Deutscher, die heute in den Ver-
einigten Staaten leben, hat eine Denkschrift an den deut-
schen Bundeskanzler gerichtet. Das große Elend, in dem 
sich besonders viele Angehörige der Gruppe der freien und 
selbständigen Berufe in den verschiedenen Ländern befin-
den, kommt in den fast 1000 Unterschriften der Betroffe-
nen, denen ihr früherer und jetziger Beruf beigefügt ist, 
zum Ausdruck. Die Unterschriften stammten im wesentlichen 
aus Nordamerika und England. In dem ersten Nachtrag, 
den der Überbringer der Denkschrift, Dr. Bruno Weil. der 
Präsident der ,Axis Victims Leagues, Dr. Sdiäffer über-
reichte, sind weiterhin über 200 Namen enthalten, die über-
wiegend aus anderen Ländern, wie Brasilien, Uruguay, der 
Schweiz und Frankreich stammten. Zum ersten Mal sind auch 
Unterschriften aus der Bundesrepublik Deutschland in die-
sem Nachtrag enthalten. 
Dr. Weil sagte, daß jeder, den er zu sprechen Gelegenheit 
hatte, zum Ausdrudc brachte, daß die individuellen Unter-
schriften das Bild der grauenhaften Verwüstung, die der 
Nationalsozialismus besonders auch unter den freien und 
selbständigen Berufen hervorgerufen hat, erneut die Er-
innerung an die sonst oft zu leicht und zu schnell vergessenen 
Verbrechen wachruft und somit ein bleibendes Dokument 
des intellektuellen Aderlasses in Deutschland bleiben wird. 
„Idi habe kaum einen Menschen gesprochen, der nicht unter 
den Unterschriften nach Bekannten suchte, von denen viele 
einst zu den Zierden von Kunst und Wissenschaft, Medizin 
und Juristerei gehörten, — und sie oft auch unter diesen 
Unterschriften fand." 
Dr. Weil berichtete, daß alle Referenten die Denkschrift 
in allen Teilen studiert und, wie sie versicherten, zur Unter-
lage der Beratungen der zuständigen Ministerien gemacht 
haben. „Dies vorausgeschickt. glaube ich sagen zu dürfen, 
daß 1. ... eine Vereinbarung der Länder zustandekommt. 
wonach das Vorschußverfahren in liberalem Sinne wieder 
gehandhabt wird und der Begriff ‚Bedürftigkeit' (nicht zu 
verwechseln mit Notlage) weit ausgelegt wirrt; 2. daß etwa 
am 1. Oktober 1954 der nach § 78 BEG eriorderlidie Auf-
ruf der Berufsschäden und wahrscheinlich auch eines Teils 
der Vermögensschäden stattfinden wird. so daß neben den 
Vorschüssen an die Erledigung der Berufsschäden heran-
gegangen werden kann; 3. es ist von Ministerialinstanzen 
anerkannt worden, daß die Hatisstsumme von DM 25 000.— 
als Kapitalabfindung im Verhältnis zur Behandlung ande-
rer Gruppen. besonders auch der Beamten. Willig unzurei-
chend ist. Wie weit es sein wird. eine Erhöhung 
durdizusctzcn, hängt nach den mir erteilten Auskünften 

davon ab, wie hoch sich der Gesamtaufwand der zu leisten-
den Entschädigung belaufen wird, der ursprünglich auf 
4 Milliarden DM geschätzt wurde, aber voraussichtlich unter 
dieser Summe bleiben wird." 
(Aus: Allgemeine Wochenzeitung der Juden, Nr. 16 vom 
23. 7. 54 und Nr. 22 vorn 3. 9. 54.) 

7/3) Bundestag und Bundesrat zur individuellen Wiedergut- 
machung 

Angesichts der Krise der Wiedergutmachung, die durch ein Ausscheiden 
der initiativgebenden Arbeit von Rechtsanwalt Küster droht. und 
der Unkenntnis. die über die drängenden Aufgaben herrscht. bringen 
wir aus der Großen Anfrage der SPD-Fraktion betreffend Redstsverord• 
Images ind Vcrwaltungsvorsdirilien zur Ausführung des Bandesentschd. 
digungsgesetzes (BEG) den folgenden Auszug aus dem Protokoll der 32. 
Sitzung des Bundestages vom 28. 3. 34 S. 1532/33): 

Die Anfrage befaßt sich mit einem Kapitel, von dem man 
eigentlich annehmen sollte, daß es heute, 9 Jahre nach dem 
Zusammenbruch des nationalsozialistischen Staates der Ver-
gangenheit angehört. Man muß dabei darauf hinweisen,! daß 
das BEG angesichts des Fehlens der Rechtsverordnungen 
eigentlich seinen Sinn verloren hat. Wenn der letzte Bundes-
tag überstürzt dieses Gesetz angenommen hat, dann doch 
deshalb, um wenigstens zu einem Teil mit der Wiedergut-
machung praktisch arbeiten zu können; denn bisher wurde 
die Wiedergutmachung in den einzelnen Ländern auf Grund 
von Ländergesetzen, d. h. Besatzungsgesetzen vorgenommen. 
Das Fehlen der Rechtsverordnungen ist besonders tragisch 
angesichts der Bedeutung der in Frage stehenden Vorschrif-
ten. Schauen wir uns einmal an, was diese Paragraphen bzw. 
die Titel des Gesetzes, beinhalten. Die §§ 14 (wurde am 
27. 7. vom Bundesrat angenommen. Hierzu sind die Ver-
ti eter der Verfolgtenorganisationen nicht gehört worden) und 
15 des Gesetzes gehören zum Zweiten Abschnitt, Ersten Titel: 
Schaden an Leben, Körper, Gesundheit und Freiheit; auf die-
sen Schäden beruhen zum größten Teil die Rentenansprüche 
alter Leute und Witze/en. die während der Zeit von 1933 bis 
1945 Schaden erlitten haben, und die nicht mehr in der Lage 
sind, sich selber zu erhalten. Zum großen" Teil handelt es 
sich dabei um Leute, die heute bereits das 70. Lebensjahr 
überschritten haben. Das macht die Dinge um so tragischer. 
Wenn die Rentner bei ihren zuständigen Landesbehörden 
anfragen, wann mit der Regelung ihrer Renten zu rechnen 
ist, dann bekommen sie meistens recht lakonische Antworten, 
wie z. B. ein alter, 74jähriger Rentner, dem das Bundes-
arbeitsministerium am 2. 2. 54 geschrieben hat: „Die Rechts-
verordnungen zu § 15 (die am 23. 7. von dem Bundesrat ge-
nehmigt wurden, Anm. der Redaktion] Abs. 8 des BEG vom 
18. 9. 1953 sind bisher noch nicht ergangen . . . Da das BEG 
von den Ländern durchgeführt wird, stelle ich Ihnen anheim, 
sich von Zeit zu Zeit bei der für Sie zuständigen Entschädi-
gungsbehörde nach dem Stand der Gesetzgebung zu erkun-
digen.* Sehr mit Recht fragt der Mann in einem Schreiben, 
wielange er denn als 74jähriger noch Zeit hat, „sich von Zeit 
zu Zeit nach dem Stand der Gesetzgebung zu erkundigen". 
Da die Regierung nicht einmal in der Lage war, bis jetzt die 
Rechtsverordnungen zu erlassen, glaubt man schon gar nicht, 
es wagen zu dürfen, zu einem anderen Kapitel des BEG eine 
Frage zu stellen. In den §§ 64 und 63 wird nämlich darauf 
hingewiesen, daß die Rentengesetzgebung noch an das Er-
gänzungsgesetz angepaßt werden soll. Es dürfte ja bekannt 
sein, daß ein großer Teil der Menschen, die 1933 verfolgt 
und aus ihren Stellungen geworfen wurden, auch Schaden 
in der Altersversorgung, in der Invalidenversicherung erlit-
ten haben. Das Wirtsduftsratsgesetz gibt diesen Menschen 
nur einen Ausgleich für Zeiten der Arbeitslosigkeit, nicht 
aber für Zeiten der Beschäftigung in geringerer Tätigkeit. 
Auch hier fehlt die Gesetzgebung. Aber wenn die Rechts-
verordnungen noch nicht da sind. kann man es von der Bun-
desregierung nicht erwarten. daß der Herr Bundesarbeits-
minister die nötigen Gesetze zur Ergänzung der Sozialgesetze 
vorlegt. [Ahnlidi steht es mit vielen anderen drängenden 
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